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Hohen-Sülzen

Hauptsatzung der Ortsgemeinde Hohen-Sülzen
vom 25. März 2013
Der Ortsgemeinderat Hohen-Sülzen hat auf Grund der §§ 24 und 25 Ge-
meindeordnung (GemO), der §§ 7 und 8 der Landesverordnung zur Durch-
führung der Gemeindeordnung (GemODVO), des § 2 der Landesverordnung 
über die Aufwandsentschädigung kommunaler Ehrenämter (KomAEVO) die 
folgende Hauptsatzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1
Ö"entliche Bekanntmachungen, Bekanntgaben

(1)  Ö#entliche Bekanntmachungen der Ortsgemeinde Hohen-Sülzen erfol-
gen im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Monsheim.

(2)  Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Er-
läuterungen können abweichend von Absatz 1 durch Auslegung in dem 
Dienstgebäude der  Verbandsgemeindeverwaltung Monsheim, Alzeyer 
Straße 15, 67590 Monsheim zu jedermanns Einsicht während der Dienst-
stunden bekannt gemacht werden. In diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort 
(Gebäude und Raum), Frist und Zeit der Auslegung spätestens am Tage 

vor dem Beginn der Auslegung durch ö#entliche Bekanntmachung in 
der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt min-
destens sieben volle Werktage. Besteht an dienstfreien Werktagen keine 
Möglichkeit der Einsichtnahme, so ist die Auslegungsfrist so festzuset-
zen, dass an mindestens sieben Tagen Einsicht genommen werden kann.

(3)  Soweit durch Rechtsvorschrift eine ö#entliche Auslegung vorgeschrie-
ben ist und hierfür keine besonderen Bestimmungen gelten, gilt Absatz 
2 entsprechend.

(4)  Dringliche Sitzungen im Sinne von § 8 Abs. 4 DVO zu § 27 GemO des 
Ortsgemeinderates Hohen-Sülzen oder eines Ausschusses werden ab-
weichend von Absatz 1 in der von dem Ortsgemeinderat durch Be-
schluss bestimmten Zeitung bekannt gemacht, sofern eine rechtzeitige 
Bekanntmachung in dem in Absatz 1 Satz 1 bestimmten Bekanntma-
chungsorgan nicht möglich ist. Der Ortsgemeinderat Hohen-Sülzen ent-
scheidet durch Beschluss in welcher Zeitung die Bekanntmachungen 
erfolgen; der Beschluss ist ö#entlich bekanntzumachen.

(5)  Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer 
Umstände die vorgeschriebene Bekanntmachungsform nicht ange-
wandt werden, so erfolgt in unaufschiebbaren Fällen die ö#entliche Be-
kanntmachung durch ö#entlichen Ausruf. Die Bekanntmachung ist un-
verzüglich nach Beseitigung des Hindernisses in der vorgeschriebenen 
Form nachzuholen, sofern nicht der Inhalt der Bekanntmachung durch 
Zeitablauf gegenstandslos geworden ist.

(6)  Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß Absatz 1, sofern nicht eine an-
dere Bekanntmachungsform vorgeschrieben ist.

§ 2
Ausschüsse des Ortsgemeinderates 

(1) Der Ortsgemeinderat bildet folgende Ausschüsse:
 1. Haupt- und Finanzausschuss
 2. Bau- und Dorferneuerungsausschuss
 3. Kultur- und Sozialausschuss
 4. Landwirtschafts- u. Weinbauausschuss
 5. Rechnungsprüfungsausschuss
(2)  Die Ausschüsse gemäß Absatz 1 haben 5 Mitglieder und für jedes Mit-

glied 1 Stellvertreter. Abweichend von Satz 1 hat der Rechnungsprü-
fungsausschuss 3 Mitglieder und für jedes Mitglied 1 Stellvertreter.

(3)  Die Mitglieder des Ausschusses nach Absatz 1 Zi#ern 1. und 5.  werden 
aus der Mitte des Ortsgemeinderates gewählt; entsprechendes gilt für 
die Stellvertreter der Ausschussmitglieder.

(4)  Die Mitglieder der Ausschüsse nach Absatz 1 Zi#ern 2. bis 4.  werden aus 
Mitgliedern des Ortsgemeinderates und sonstigen wählbaren Bürge-
rinnen und Bürgern der Ortsgemeinde gebildet. Mindestens die Hälfte 
der Ausschussmitglieder soll Mitglied des Ortsgemeinderates sein; ent-
sprechendes gilt für die Stellvertreter der Ausschussmitglieder. 

§ 3
Übertragung von Aufgaben des Ortsgemeinderates auf Ausschüsse

(1)  Die Übertragung der Beschlussfassung über eine bestimmte Angele-
genheit auf einen Ausschuss erfolgt durch Beschluss des Ortsgemeinde-
rates. Sie gilt bis zum Ende der Wahlzeit des Ortsgemeinderates, soweit 
die Beschlussfassung dem Ausschuss nicht wieder entzogen wird. Die 
Bestimmungen dieser Hauptsatzung bleiben unberührt.

(2)  Dem Haupt- und Finanzausschuss wird die Beschlussfassung über die 
folgenden Angelegenheiten übertragen:

 1.  Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger 
Aufwendungen oder Auszahlungen bis zu einem Betrag von 
5.000,00 €, soweit die Entscheidung hierüber nicht dem Ortsbürger-
meister übertragen ist.

 2.  Verfügung über Gemeindevermögen bis zu einer Wertgrenze von 
1.000,00 €, soweit die Entscheidung nicht dem Ortsbürgermeister 
übertragen ist.

(3)  Dem Bau- und Dorferneuerungsausschuss wird die Beschlussfassung 
über die folgenden Angelegenheiten übertragen:

  Vergabe von Aufträgen und Arbeiten bis zu einem Betrag von 5.000,00 €, 
soweit die Entscheidung nicht dem Ortsbürgermeister übertragen ist.

§ 4
Übertragung von Aufgaben des Ortsgemeinderates

auf den Ortsbürgermeister
Auf den Ortsbürgermeister wird die Entscheidung in folgenden Angelegen-
heiten übertragen:
1.  Vergabe von Aufträgen und Arbeiten im Rahmen der verfügbaren Haus-

haltsmittel bis zu einer Wertgrenze von 2.500,00 € je Auftrag.
2.  Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger 

Aufwendungen oder Auszahlungen bis zu einem Betrag von 1.250,00 € 
im Einzelfall.

Nach durchgeführter Ausschreibung stellte sich als günstigster Bieter, die Fa. 
Wöbau aus Wörrstadt heraus. 
Herr Henn merkt an, dass die Gelder für den Endausbau bereits in den Haus-
halt eingestellt sind. Der Baubeginn soll in der 26. Kalenderwoche sein und 
die Bauzeit voraussichtlich 14 Wochen betragen. 
Der Ortsgemeinderat Flörsheim-Dalsheim stimmt der Auftragsvergabe für 
den Endausbau des Baugebietes „Am Goldberg“ an die Fa. Wöbau durch den 
Erschließungsträger zu. 

TOP 14 – Mitteilungen und Anfragen 

Mitteilungen durch den Ortsbürgermeister: 

–  Der 2. Beigeordneter hat sein Amt aus persönlichen Gründen niederge-
legt. 

–  Im Zuge der Partnerschaft mit Garons wird angeregt, künftig die jeweilig 
ansässigen Bibliotheken mit entsprechenden Medien aus der Partner-
region auszustatten. 

–  Das EWR hat nach Ablauf der Testphase von 2 Jahren der Ortsgemeinde 
ein Angebot unterbreitet, den Elektroroller, der nur vom Ortsbürger-
meister genutzt wurde, zu erwerben. Herr Henn emp'ehlt der Ortsge-
meinde, das unterbreitete Angebot nicht anzunehmen, da er der An-
sicht ist, dass die Ortsgemeinde ihm keinen fahrbaren Untersatz zur 
Verfügung stellen muss. Wenn das EWR, wie angekündigt, der Ortsge-
meinde den Roller weiterhin kostenlos zur Verfügung stellt, hat der Ge-
meinderat über die Annahme der Spende zu entscheiden. 

– Der Arbeitskreis Dorfgeschichte hat die Arbeit aufgenommen. 
–  Die Sicherung der historischen Grabstätte auf dem Friedhof in Nieder-

*örsheim gestaltet sich als langwierig. Es werden nun nochmals Firmen 
angeschrieben und um Angebotsabgabe für die Instandsetzung der 
Gräber gebeten. 

–  Am Spielplatz „Schulberg“ wird die Nestschaukel installiert und der Bau-
zaun zeitnah abgebaut. 

–  Aus Versicherungsgründen war die Ortsgemeinde Veranstalter des dies-
jährigen Fastnachtsumzuges. 

–  Der Boden im Bürgerhaus wurde versiegelt. Dabei wurde festgestellt, 
dass die Versiegelung sich nicht mit dem Reinigungsmittel verträgt. Der 
Hersteller hat unterdessen mitgeteilt, dass das Reinigungsmittel mittler-
weile vom Markt genommen wurde. 

–  Die Ratsfraktionen sind herzlich zum Kennenlerntag am 20.04.2013 ein-
geladen. 

–  Die Ortsgemeinde veranstaltet am 21.04.2013 ihren Seniorennachmit-
tag. 

– Nächste Ratssitzung ist am 16.04.2013. 
–  Ratsmitglied Ternis bezieht sich auf die Sicherung der historischen Grab-

stätten auf dem Friedhof in Nieder*örsheim und zeigt Bereitschaft, dass 
sich der Heimatverein an den entstehenden Kosten beteiligen würde. 

–  Es wird mitgeteilt, dass am Kunstobjekt am Bahnhof zur Zeit nicht alle 
Lampen funktionieren. 

TOP 15 – Einwohnerfragen  

Ein Einwohner fragt an, ob bei der Erweiterung des Neubaugebietes „Am 
Goldberg“ die Beibehaltung des Bouleplatzes mitberücksichtigt wurde. Es 
wird die Möglichkeit aufgezeigt, durch die Bouleabteilung im Rahmen der 
O#enlegung des Bebauungsplanverfahrens Einwände bzw. Verbesserungen 
der Verwaltung mitzuteilen.  Hetzel, Protokollführer
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Urlaubsvertretung
Der 1. Beigeordnete Helmut Albrecht übernimmt die Vertretung vom 2. bis 
5. April. Helge Wilding, Ortsbürgermeister

  3.  Aufnahme von Krediten nach Maßgabe der Entscheidungen des Ortsge-
meinderates.

  4.  Verfügung über Gemeindevermögen bis zu einer Wertgrenze von 
500,00 € im Einzelfall.

  5.  Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel nach Maßgabe allgemeiner Grundsätze und  Richtlinien des Orts-
gemeinderates. 

  6.  Stundung gemeindlicher Forderungen bis zu einem Betrag von  2.500,00 
€ im Einzelfall.

  7.  Unbefristete Niederschlagung gemeindlicher Forderungen bis zu einem 
Betrag von 2.000,00 € im Einzelfall.

  8.  Erlass gemeindlicher Forderungen bis zu einem Betrag von 500,00 € im 
Einzelfall.

  9.  Entscheidung über die Einlegung von Rechtsbehelfen und Rechtsmit-
teln zur Fristwahrung.

10.  Die gemeindliche Vertretung der Mitgliedschaftsrechte in der Jagdge-
nossenschaftsversammlung.

§ 5
Beigeordnete

Die Ortsgemeinde Hohen-Sülzen hat bis zu 2 Beigeordnete.

§ 6
Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Ortsgemeinderates

(1)  Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen per-
sönlichen Aufwendungen erhalten die Ortsgemeinderatsmitglieder für 
die Teilnahme an Sitzungen des Ortsgemeinderates eine Entschädigung 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6. 

(2)  Die Entschädigung wird gewährt in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe 
von 10,00 €.

(3)  Neben der Entschädigung nach Absatz 2 werden keine Fahrtkosten für 
Fahrten zwischen Wohnort und Sitzungsort erstattet.

(4)  Neben der Entschädigung nach Absatz 2 wird nachgewiesener Lohn-
ausfall in voller Höhe ersetzt; er umfasst bei Arbeitnehmern auch die 
entgangenen tarifvertraglichen und freiwilligen Arbeitgeberleistungen 
sowie den Arbeitgeberanteil zu den gesetzlichen Sozialversicherungs-
beiträgen. Selbstständig tätige Personen erhalten auf Antrag Verdienst-
ausfall in Höhe eines Durchschnittssatzes von bis zu 20,00 € je Sitzung. 
Personen, die weder einen Lohn- noch einen Verdienstausfall geltend 
machen können, denen aber im beru*ichen oder häuslichen Bereich ein 
Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden 
kann, erhalten auf Antrag einen Ausgleich

 1.  in Höhe von 10,00 € je Sitzung, wenn sie mindestens ein in ihrem 
Haushalt mit ihnen wohnendes Kind unter 14 Jahren tatsächlich be-
treuen oder

 2.  in Höhe von 10,00 € je Sitzung, wenn sie einen nach ärztlichem Gut-
achten p*egebedürftigen sonstigen Angehörigen tatsächlich be-
treuen oder p*egen.

  Liegen die Voraussetzungen des Satzes 3 Nummern 1 und 2 gleichzeitig 
vor, wird der Ausgleich nur einmal gewährt. In den Fällen des § 18a Abs. 
6 GemO wird unter den Voraussetzungen des Satzes 2 Verdienstausfall je 
Fortbildungstag in Höhe des Betrages, wie er für eine Sitzung gewährt 
würde, erstattet, wenn die Fortbildungsveranstaltung mindestens fünf 
Zeitstunden einschließlich Pausen dauert; entsprechendes gilt in den 
Fällen des Nachteilsausgleichs (Satz 3).

(5)  Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Ortsgemeinderatsmit-
glieder für Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den Bestimmun-
gen des Landesreisekostengesetzes.

(6)  Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen  an einem Tag wird nur insgesamt 
ein Sitzungsgeld gewährt.

§ 7
Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen

(1)  Die Mitglieder der Ausschüsse des Ortsgemeinderates erhalten eine 
Entschädigung in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 10,00 €.

(2)  Die Mitglieder sonstiger Ausschüsse und Beiräte des Ortsgemeinderates 
oder der Ortsgemeinde erhalten eine Entschädigung nach Absatz 1, so-
weit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.

(3) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 6 Abs. 3 bis 6 entsprechend.

§ 8
Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters

(1)  Der Ortsbürgermeister erhält eine Aufwandsentschädigung gemäß § 12 
Abs. 1 Satz 1 KomAEVO.

(2)  Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Entrichtung der 
Lohnsteuer nach einem Pauschsteuersatz möglich ist, wird die pauscha-

le Lohnsteuer von der Ortsgemeinde getragen. Die pauschale Lohnsteu-
er und pauschale Sozialversicherungsbeiträge werden auf die Auf-
wandsentschädigung nicht angerechnet.

§ 9
Aufwandsentschädigung der Beigeordneten

(1)  Ehrenamtliche Beigeordnete erhalten für den Fall der Vertretung des 
Ortsbürgermeisters eine Aufwandsentschädigung in Höhe der Auf-
wandsentschädigung des Ortsbürgermeisters nach § 12 Abs. 1 Satz 1 
KomAEVO. Erfolgt die Vertretung des Ortsbürgermeisters nicht für die 
Dauer eines vollen Monats, so beträgt sie für jeden Tag der Vertretung 
ein Dreißigstel des Monatsbetrags der dem Ortsbürgermeister zuste-
henden Aufwandsentschädigung. Erfolgt die Vertretung insgesamt 
während eines kürzeren Zeitraums als einen vollen Tag, so beträgt die 
Aufwandsentschädigung insgesamt die Hälfte des Tagessatzes nach 
Satz 2. Eine nach Absatz 2 gewährte Aufwandsentschädigung ist anzu-
rechnen.

(2)  Ehrenamtliche Beigeordnete, denen keine Aufwandsentschädigung 
nach Absatz 1 gewährt wird, erhalten für die Teilnahme an den Sitzun-
gen des Ortsgemeinderates, der Ausschüsse und der Besprechungen 
mit dem Ortsbürgermeister (§ 50 Abs. 7 GemO) die für Ortsgemeinde-
ratsmitglieder festgesetzte Aufwandsentschädigung, sofern sie nicht 
bereits hierfür eine Entschädigung als gewähltes Rats- oder Ausschuss-
mitglied erhalten. § 6 Abs. 4 gilt entsprechend.

(3)  Ehrenamtliche Beigeordnete, die nicht Mitglied des Verbandsgemein-
derates sind, jedoch in Vertretung des Ortsbürgermeisters an Sitzungen 
des Verbandsgemeinderates teilnehmen und denen keine Aufwands-
entschädigung nach den Absätzen 1 oder 2 gewährt wird, erhalten für 
die Teilnahme an diesen Sitzungen von der Ortsgemeinde eine Auf-
wandsentschädigung. Sie beträgt je Sitzung die Hälfte des Tagessatzes 
gemäß Absatz 1 Satz 2, mindestens jedoch 11,20 €. Entsprechendes gilt 
für die Teilnahme an Besprechungen des Bürgermeisters der Verbands-
gemeinde mit den Ortsbürgermeistern gemäß § 69 Abs. 4 GemO.

(4) § 6 Abs. 4, 5 und  6  sowie § 8 Abs. 2 gelten entsprechend.

§ 10
Aufwandsentschädigung für weitere Ehrenämter

Die Beisitzer des Wahlausschusses erhalten ein Sitzungsgeld in Höhe von 
10,00 €. Finden gleichzeitig Wahlausschusssitzungen verschiedener Wahlen 
und Abstimmungen statt, wird die Aufwandsentschädigung nur einmal ge-
währt.

§ 11
In-Kraft-Treten

(1)  Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer ö#entlichen Bekannt-
machung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 30.08.1999 außer Kraft.
Hohen-Sülzen, den 25. März 2013

 Ausgefertigt: Kurt Görisch, Ortsbürgermeister

Hinweis gemäß § 24 Abs. 6 Satz 4 der Gemeindeordnung
   von Rheinland-Pfalz (GemO)
zur ö#entlichen Bekanntmachung der Hauptsatzung der Ortsgemeinde 
Hohen-Sülzen vom 25. März 2013
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande ge-
kommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an 
gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1.  die Bestimmungen über die Ö#entlichkeit der Sitzung, die Genehmi-

gung der Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind, oder

2.  vor Ablauf der Einjahresfrist die Aufsichtsbehörde den Beschluss bean-
standet oder jemand die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten gegenüber der Ortsgemeinde Hohen-Sülzen oder der Verbandsge-
meindeverwaltung Monsheim unter Bezeichnung des Sachverhaltes, 
der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach 
Ablauf der Einjahresfrist jedermann diese Verletzung geltend machen.
Hohen-Sülzen, 28. März 2013 Kurt Görisch, Ortsbürgermeister


